
Sonderbeilage

Amtsblatt Nr. 48
Ziffer 360

Vom 27. November 2025

 Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung über die Zusammenarbeit im 

Bereich der Hilfen und Maßnahmen bei 
Suchtmittelabhängigkeit und Ver-

haltenssüchten zwischen dem Kreis Wesel und 
den Städten Dinslaken, Kamp-Lintfort, Moers, 

Rheinberg, Voerde und Wesel



Öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Zusammenarbeit 

im Bereich der Hilfen und Maßnahmen bei Suchtmittelabhängigkeit 

und Verhaltenssüchten

zwischen dem Kreis Wesel

- vertreten durch Herrn Ingo Brohl -

und der

Stadt Dinslaken

- vertreten durch Frau Michaela Eislöffel -

Stadt Kamp-Lintfort

- vertreten durch Herrn Prof. Dr. Christoph Landscheidt -

Stadt Moers

- vertreten durch Herrn Christoph Fleischhauer-

Stadt Rheinberg

- vertreten durch Herrn Dietmar Heyde -

Stadt Voerde

- vertreten durch Herrn Dirk Haarmann -

Stadt Wesel

- vertreten durch Frau Ulrike Westkamp -
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aufgrund des Beschlusses des Rates

der Stadt Dinslaken

der Stadt Kamp-Lintfort

der Stadt Moers

vom 01.07.2025

vom 08.07.2025

vom 09.07.2025

der Stadt Rheinberg vom 01.07.2025

der Stadt Voerde vom 08.07.2025

der Stadt Wesel vom 08.07.2025

und des Beschlusses des Kreistages

des Kreises Wesel vom 10.07.2025 

schließen die vorgenannten Gebietskörperschaften gern. § 1 und § 23 Abs. 2 Satz 2 des 
Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 01.10.1979, folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung im 
Anschluss an die öffentlich-rechtliche Vereinbarung, die vom Regierungspräsidenten 
Düsseldorf am 09.12.1992 genehmigt wurde.

Präambel
Die Unterstützung von Menschen mit Abhängigkeitserkrankungen und 
Verhaltenssüchten sowie von Abhängigkeit bedrohter Menschen insbesondere bei 
Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen ist eine Gemeinschaftsaufgabe der 
Gesundheitshilfe, der Jugendämter, der Träger der Suchthilfezentren, der Träger der 
freien Jugendhilfe sowie der Eltern- und Selbsthilfegruppen. Hierzu zählt auch die 
besondere Situation von Kindern psychisch erkrankter Eltern. Deshalb legt der Kreis 
Wesel besonderen Wert auf eine gute Zusammenarbeit aller Beteiligten.

Die bisherige öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen dem Kreis Wesel und den 
kreisangehörigen Städten mit eigenem Jugendamt über die Zusammenarbeit zur 
Bekämpfung des Drogenmissbrauchs im Kreis Wesel wurde im Jahr 1983 geschlossen. 
Die aktuell gültige Fassung ist aus dem Jahr 1992 und war bisher Grundlage für eine 
gute und erfolgreiche Zusammenarbeit der Jugend- und Gesundheitshilfe.
Dort war vereinbart, dass sich die Städte Dinslaken, Kamp-Lintfort, Moers und Wesel 
dazu verpflichten, jeweils eine Drogenberatungsstelle einzurichten. Dort werden 
Angebote für betroffene Kinder und Jugendliche unabhängig vom Suchtmittel und für 
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Erwachsene mit einer Abhängigkeit von illegalen Substanzen vorgehalten. Außerdem 
werden Angehörige beraten und es werden präventive Angebote gemacht. Zugeordnet 
zum Gesundheitsamt gibt es zwei Suchtberatungsstellen, die sich vorwiegend mit der 
Suchtmittelbekämpfung von legalen Substanzen und stoffungebundenen Süchten bei 
Erwachsenen sowie Beratung von deren Angehörigen befassen. Auch die Finanzierung 
für die Beratungsstellen war differenziert geregelt.

In den letzten Jahren haben sich sowohl in Bezug auf Substanzen und Konsummuster 
als auch in Bezug auf gesetzliche und gesellschaftliche Rahmenbedingungen 
wesentliche Veränderungen ergeben. Aufgrund dieser Veränderungen ergibt sich die 
Notwendigkeit einer Neuregelung einschließlich der Finanzierung.

Diese Neuregelung soll dazu dienen, die Suchthilfestrukturen im Kreis Wesel zu 
vereinheitlichen und den Zugang für die Bürgerinnen und Bürger einfach zu gestalten. 
Die Besonderheiten des ländlichen Raumes finden Berücksichtigung und die fachlichen 
Kompetenzen werden kreisweit gebündelt.

Der Kreis Wesel und die kommunalen Jugendhilfeträger der oben genannten Städte 
(im Folgenden Kooperationspartner) kooperieren im Bereich der Prävention, 
Unterstützung von Menschen mit Abhängigkeitserkrankungen und Verhaltenssüchten 
sowie von Abhängigkeit bedrohter Menschen miteinander. Sie sind gemeinsam mit den 
Trägern der Suchthilfezentren für die Weiterentwicklung der Suchthilfestrukturen 
zuständig. Diese Vereinbarung berührt keine gesetzliche Zuständigkeit der einzelnen 
Vertragspartner.

Um diese Angebote für den gesamten Kreis Wesel koordiniert umsetzen zu können, 
übernimmt der Fachdienst Gesundheitswesen des Kreises Wesel die Beauftragung und 
Koordination der Angebote.

Zur organisatorischen Umsetzung dieses Konzeptes sollen die folgenden Bestimmun­
gen dienen:
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§ 1 Zielgruppe

Die Zielgruppe der Sucht- und Drogenhilfe ist vielfältig und umfasst Menschen aus 
verschiedenen Altersgruppen, sozialen Schichten und Lebenssituationen. Zu den 
Hauptzielgruppen gehören:

• Suchterkrankte Menschen unter besonderer Berücksichtigung vulnerabler 
Gruppen,

• Personen, die ein erhöhtes Risiko haben, eine Abhängigkeitserkrankung zu 
entwickeln,

• Bezugspersonen von suchterkrankten oder - gefährdeten Menschen,
• Menschen, die aktuell abstinent leben bzw. kein Suchtverhalten zeigen, aber 

weiterhin Unterstützung zur Vermeidung von Rückfällen benötigen.

§ 2 Angebote

(1) Im Kreis Wesel werden 4 Suchthilfezentren in den Kommunen Dinslaken, Kamp- 
Lintfort, Moers und Wesel eingerichtet. Sprechstunden in weiteren Kommunen werden 
bedarfsgerecht angeboten.

(2) Die Suchthilfezentren übernehmen die Beratung und Unterstützung der oben 
genannten Zielgruppe in Bezug auf die Suchtproblematik. Dazu zählen folgende 
Angebote, die in den Zentren vorgehalten werden:

1. Suchtprävention

Ziel der präventiven Arbeit ist die Verhinderung der Entstehung von Suchterkrankungen. 
Sie berücksichtigt verhaltens- und verhältnispräventive Aspekte. Ergebnis der 
Maßnahmen soll eine Stärkung der Eigenverantwortung und der Konfliktfähigkeit sowie 
der sozialen Kompetenzen sein. Hierzu zählen auch Maßnahmen, die vorrangig der 
Resilienzförderung dienen.

Die präventiven Angebote richten sich an Menschen aller Altersstufen.

2. Schadensminimierung

Angebote zur Schadensminimierung sollen das Risiko, welches mit dem Konsum von 
psychotropen Substanzen einhergeht, verringern. Auch aufsuchende Angebote im 
öffentlichen Aufenthaltsraum können dazu zählen. Dabei zielt das Konzept nicht in 
erster Linie auf Abstinenz oder Reduktion des Konsums. Dies kann jedoch ein 
langfristiges Ziel sein.

3. Beratung / Nachsorge

Beratung im Kontext substanzbezogener Störungen ist immer auf den Einzelfall 
bezogen zu betrachten und unterliegt einer hohen Individualität, je nach Situation der/s 
Ratsuchenden. Sie kann ein einmaliger Kontakt mit hohem Informationsgehalt sein, 
aber auch eine lang andauernde Begleitung mit unterschiedlicher Frequenz und 
Intensität von Kontakten. Neben den Betroffenen selbst werden auch Angehörige und 
das soziale Umfeld beraten.
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4. Psychosoziale Begleitung

Personen, die aufgrund ihrer langjährigen chronischen Opiatabhängigkeit mit einem 
Ersatzmedikament substituiert werden, wird regelhaft vom ärztlichen Personal eine 
psychosoziale Begleitung empfohlen. Diese Unterstützung ist in der Regel längerfristig 
und mit unterschiedlicher Intensität notwendig. Sie dient der Stabilisierung bzw. 
Verbesserung der gesundheitlichen und psychosozialen Situation der chronisch 
abhängig erkrankten Menschen und unterstützt diese in ihrem selbstständigen Leben.

Weitere Angebote können bedarfsgerecht in den Suchthilfezentren vorgehalten werden. 
Hierfür bedarf es einer vorherigen Abstimmung im Lenkungskreis.

§ 3 Allgemeine Pflichten

(1) Alle Kooperationspartner benennen eine Ansprechpartnerin/einen Ansprechpartner 
für die regelmäßige Zusammenarbeit auf dem Gebiet der unter § 2 genannten 
Angebote.

(2) Alle Kooperationspartner unterstützen die Inhalte dieser öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung und arbeiten in der Lenkungsgruppe Sucht mit (siehe § 5).

(3) Alle Kooperationspartner bringen ihre Kompetenzen ein und nehmen ihre jeweiligen 
kommunalen Verantwortungen wahr. Diese Vereinbarung berührt keine gesetzliche 
Zuständigkeit der einzelnen Vertragspartner.

§ 4 Personelle Ausstattung

(1) Jedes Suchthilfezentrum ist inklusive Leitung mit Fachkräften im Umfang von 5,5 
Vollzeitäquivalenten - im Suchthilfezentrum Moers mit 6,5 Fachkräften - sowie 
angemessen räumlich und sachlich auszustatten.

(2) Von den Fachkräften ist eine Fachkraft überwiegend für präventive Aufgaben 
einzusetzen.

(3) Als Fachkraft werden Personen anerkannt, die über einen Hochschulabschluss als 
Sozialarbeiter/in, Sozialpädagoge/in oder gleichwertig verfügen.

§ 5 Gremien / Vernetzung

(1) Zur Steuerung und Koordination der suchthilfespezifischen Angebote sowie zum 
fachlichen Austausch im Kreis Wesel werden Vernetzungsstrukturen vorgehalten.

1. Lenkungsgruppe: Die Lenkungsgruppe dient der Klärung von Grundsatzfragen 
und zur Steuerung der suchthilfespezifischen Angebote im Kreis Wesel. 
Teilnehmende sind Verantwortliche aus den kommunalen Jugendämtern, den 
Suchthilfezentren und dem Fachdienst Gesundheitswesen. Die Lenkungsgruppe 
gibt sich eine Geschäftsordnung, in der Aufgaben und Verfahren geregelt 
werden.
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2. Arbeitskreis der Suchthilfezentren: Dieser Arbeitskreis ist ein Format zum 
Austausch zwischen den fachlichen Leitungen der Suchthilfezentren und der 
Psychiatriekoordination. Der Arbeitskreis spricht Empfehlungen für die 
Lenkungsgruppe aus.

3. Arbeitskreis Prävention: Die Präventionsfachkräfte der Suchthilfezentren 
tauschen sich in diesem fest etablierten Arbeitskreis zu den Bedarfen und 
Entwicklungen im Bereich Prävention aus. Unter Hinzuziehung weiterer 
Stakeholder wird ein kreisweites Präventionskonzept erstellt und in Abstimmung 
mit der Lenkungsgruppe fortgeschrieben.

4. Weitere bedarfsbezogene Arbeitsgruppen: Themenspezifisch können weitere 
Arbeitsgruppen - auch unter Einbindung von Mitarbeitenden weitere 
Einrichtungen und Dienste - von der Lenkungsgruppe beauftragt werden. Diese 
Gruppen werden spezifisch für die Bearbeitung aktueller Themen eingesetzt und 
nach Abschluss wieder aufgelöst.

§ 6 Kosten

(1) Der Kreis Wesel als Träger der Gesundheitshilfe übernimmt die Kosten für die 
tatsächlich entstandenen Personalkosten, die sich aus der Eingruppierung bis zur 
VergütungsgruppeTvöD SuE 14-fürdie LeitungsstelleTvöD SuE 15-ergeben. Wird 
die in § 4 dargestellte personelle Ausstattung (5,5 bzw. 6,5 VZÄ Fachkräfte) 
überschritten, obliegt die zusätzliche Finanzierung dem Träger des Suchthilfezentrums.

(2) Zusätzlich wird ein pauschaler Betriebskostenanteil in Höhe von 20 % des im 
Haushaltsansatz des Kreises Wesel geplanten Personalkostenansatz für die Fachkräfte 
übernommen. Eventuelle darüberhinausgehende Kosten können nicht in Ansatz 
gebracht werden und sind vom Träger zu übernehmen.

(3) Der Kreis Wesel trägt Sorge dafür, dass die fachbezogene Pauschale für den 
Förderbereich Sucht- und Drogenhilfe des Landes Nordrhein-Westfalen in der 
Gesamtfinanzierung berücksichtigt wird.

§ 7 Inkrafttreten, Laufzeit, Kündigung

(1) Diese Vereinbarung tritt nach ihrer aufsichtsbehördlichen Genehmigung und einen 
Tag nach Bekanntgabe im Veröffentlichungsblatt der Aufsichtsbehörde in Kraft, 
frühestens zum 01.01.2028.

(2) Die Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie kann unter Einhaltung 
einer Kündigungsfrist von 2 Jahren zum Ende des Haushaltsjahres schriftlich gekündigt 
werden.

(3) Sofern Veränderungen von erheblichem Ausmaß (z. B. Verwaltungsreform, 
wesentliche Gesetzesänderungen, o.ä.) eintreten oder Ausführungsstandards einer 
Anpassung bedürfen, verpflichten sich die Kooperationspartner, eine vorzeitige 
Änderung der Vereinbarung im Benehmen herbeizuführen.
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§ 8 Schlussbestimmungen

(1) Nebenabreden, Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung sind nur 
verbindlich, wenn sie schriftlich erfolgen.

(2) Sollte eine der Regelungen dieser Vereinbarung unwirksam sein, so berührt dies 
nicht die Wirksamkeit der übrigen Regelungen.

(3) Bei sich aus dieser Vereinbarung ergebenden Streitigkeiten soll vor der Anrufung 
des Gerichts die Bezirksregierung Düsseldorf um Schlichtung gebeten werden.
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Stadt Dinslaken

Datum

Stadt Kamp-Lintfort

Datum

Stadt Moers

Datum Bürgermeister Herr Christoph F^Wschhauer

Stadt Rheinberg

/Datum

Stadt Voerde

30. j
Datum Bürgermeister Herr Dirk Haarmann

Stadt Wesel

Datum Bürgermeisterin Frau Ulrike Westkamp

Datum Landrat Herr Ingo Brohl

Kreis Wesel
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